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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Staatsrechnung

Im März 2020 präsentierte der Bundesrat die Staatsrechnung 2020, die aufgrund der
Corona-Pandemie ein bisher ungekanntes Ausmass annahm. So schloss der Bund das
Corona-Jahr 2020 mit einem Finanzierungsdefizit von CHF 15.8 Mrd. ab. Die
ordentlichen Einnahmen waren weniger stark gesunken, als man zu Beginn der
Pandemie vermutet hatte, sie lagen «nur» CHF 2.6 Mrd. tiefer als im Vorjahr (-3.4%),
jedoch CHF 3.7 Mrd. tiefer als budgetiert. Besonders stark von der Pandemie betroffen
war dabei die Verrechnungssteuer (-CHF 3.1 Mrd.), die in den letzten Jahren jeweils zu
hohen Überschüssen geführt hatte. Zudem blieben sämtliche Verbrauchssteuern,
insbesondere die Mehrwertsteuer (-CHF 400 Mio.), deutlich unter den Werten des
Vorjahrs. Ein Anstieg konnte hingegen bei der direkten Bundessteuer verzeichnet
werden (+CHF 878 Mio.), da diese auf den Einkommen und Gewinnen des Jahres 2019
beruht. 
Die ordentlichen Ausgaben überschritten die Werte des Vorjahrs trotz der hohen
Ausgaben zur Bekämpfung der Pandemie zwar nur um CHF 1.7 Mrd. (+2.4%), dies lag
jedoch daran, dass ein Grossteil der Corona-bedingten Ausgaben (CHF 14.7 Mrd.) als
ausserordentliche Ausgaben verbucht wurden. Den Grossteil davon machten Ausgaben
für Kurzarbeitsentschädigungen (CHF 10.8 Mrd.) und für Erwerbsersatz (CHF 2.2 Mrd.)
aus. Neben diesen Ausgaben ging der Bund zudem Bürgschaften und Garantien über
CHF 17 Mrd. ein, wobei weder bei den Ausgaben (CHF 31 Mrd.) noch bei den
Bürgschaften (CHF 43 Mrd.) sämtliche gesprochenen Kredite ausgeschöpft worden
waren. Den Anstieg der ordentlichen Ausgaben führte der Bundesrat insbesondere auf
die STAF (+CHF 1.6 Mrd.) zurück. 
Die schlechtere wirtschaftliche Lage – das reale BIP sank im Vergleich zum Vorjahr um
2.9 Prozent – erlaubte dem Bund ein ordentliches Defizit von CHF 2.9 Mrd., so dass
Ende des Jahres ein struktureller Überschuss von CHF 1.6 Mrd. resultierte. Statt
diesen gesamten Überschuss wie üblich dem Ausgleichskonto gutzuschreiben, wollte
der Bundesrat – wie bereits bei der Staatsrechnung 2019 – den budgetierten
Überschuss von CHF 419 Mio. auf das Amortisationskonto übertragen. Hatte Letzteres
Ende 2019 noch einen Überschuss von CHF 4.3 Mrd. aufgewiesen, lag hier nun ein
Fehlbetrag von -CHF 9.8 Mrd. vor. 
Finanziert worden waren die Bruttoschulden des Bundes im Jahr 2020 durch eine
Erhöhung der Verschuldung (+CHF 6.6 Mrd., totale Bruttoschulden: CHF 103.6 Mrd.) und
durch eine Reduktion des Finanzvermögens (-CHF 8.8 Mrd.). Unter anderem baute der
Bund liquide Mittel über CHF 9.6 Mrd. ab. 1
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In der Sommersession 2021 behandelte das Parlament die Staatsrechnung 2020. Im
erstberatenden Ständerat präsentierte Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) die
Zahlen zu diesem ausserordentlichen Rechnungsjahr und verwies dabei insbesondere
auf die CHF 16.1 Mrd., welche der Bund Corona-bedingt schlechter abschloss, als
veranschlagt worden war. Daneben stellte er auch die grossen Einnahmerückgänge –
insgesamt sanken die Einnahmen im Vergleich zum Vorjahr um 3.4 Prozent – in den
Mittelpunkt: Die Einnahmen der Mehrwertsteuer (-1.8%), der Verrechnungssteuer (-
37.5%) oder der Mineralölsteuer (-6%) nahmen allesamt deutlich ab. Nach einer kurzen
Debatte darüber, was nun mit den Schulden auf dem Amortisationskonto geschehen
soll, hiess der Ständerat die Staatsrechnung 2020, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds 2020 sowie die Rechnung des NAF 2020 einstimmig (mit jeweils
44 zu 0 Stimmen) gut.

Etwas mehr zu reden gab die Staatsrechnung einige Tage später in der grossen Kammer.
«[...] La période des vaches grasses est révolue», fasste Kommissionssprecher
Gschwind (mitte, JU) die aktuelle Finanzsituation mit einem Defizit von CHF 15.8 Mrd.
zusammen. Dennoch hätten die Vorgaben der Schuldenbremse mit einem strukturellen
Überschuss von CHF 1.7 Mrd. erfüllt werden können, allerdings nur aufgrund der in der
Schuldenbremse vorgesehenen Möglichkeit, Ausgaben ausserordentlich zu verbuchen –
im Jahr 2020 wurden CHF 14.7 Mrd. ausserordentlich auf das Amortisationskonto
gebucht. Die Bruttoschulden des Bundes stiegen Corona-bedingt um CHF 6.6. Mrd. an,
die Schuldenquote liegt neu bei 14.7 Prozent des BIP, wie der zweite
Kommissionssprecher Egger (svp, SG) ergänzte. In der Folge schwankte die Beurteilung
der Situation zwischen «schwindelerregende Zahlen» respektive einem «Horrorfilm»
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(Guggisberg, svp, BE), und «in vielerlei Hinsicht ein erstaunlich normales Jahr»
(Wettstein, gp, SO) respektive «von der Spannung beim Lesen [...] schon eher mit einem
Telefonbuch vergleichbar» (Siegenthaler, mitte, BE). Gemeinsam hatten die
Sprechenden, dass sie mit Spannung den Vorschlag des Bundesrates zum Abbau dieser
Schulden auf dem Amortisationskonto im Herbst 2021 erwarteten. Finanzminister
Maurer kündigte diesebezüglich eine Vernehmlassung zur Änderung des
Finanzhaushaltsgesetzes an. Trotz dieser unterschiedlichen Beurteilungen der Situation
war die Annahme der Staatsrechnung nicht umstritten: Mit 181 Stimmen nahm der
Nationalrat die Staatsrechnung 2020 ohne Gegenstimmen, aber mit Enthaltung von
Stefania Prezioso (egsols, GE) an. Einzelne Gegenstimmen gab es hingegen bei der
Rechnung des Bahninfrastrukturfonds 2020 (180 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung) sowie
bei der Rechnung des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds 2020 (180 zu
3 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 2

1) Botschaft zur Staatsrechnung 2020 vom 19.03.21
2) AB NR, 2021, S. 1080 ff.; AB SR, 2021, S. 402 ff.
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